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Staates zuständig, auf dessen Territorium der Erblasser zum 
Zeitpunkt seines Todes seinen Wohnsitz hatte.

(2) Befindet sich der gesamte bewegliche Nachlaß auf dem 
Territorium des anderen Vertragsstaates und sind alle Erben 
damit einverstanden, wird auf Antrag eines Erben die Re­
gelung von den Orgaqen des anderen Vertragsstaates ge­
troffen.

(3) Für die Regelung des unbeweglichen Nachlasses ist im­
mer das Organ des Vertragsstaates zuständig, auf dessen 
Territorium sich der unbewegliche Nachlaß befindet.

(4) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 3 gelten entspre­
chend für erbrechtliche Streitigkeiten.

Artikel 36 

Testamentseröffnung

Für die Eröffnung, Verkündung oder Feststellung der 
Echtheit einer testamentarischen Verfügung ist das Nachlaß­
organ des Vertragsstaates zuständig, auf dessen Territorium 
sich die Verfügung befindet. Hatte der Erblasser zum Zeit­
punkt seines Todes Wohnsitz auf dem Territorium des ande­
ren Vertragsstaates, ist dem zuständigen Nachlaßorgan die­
ses Vertragsstaates eine Abschrift der testamentarischen Ver­
fügung und ein Protokoll über ihren Zustand und Inhalt, 
gegebenenfalls auch über ihre Eröffnung, zu übersenden; auf 
Verlangen ist die Originalurkunde zu übersenden.

Artikel 37
Maßnahmen zur Sicherung des Nachlasses

(1) Befindet sich auf dem Territorium des einen Vertrags­
staates der Nachlaß eines Staatsbürgers des anderen Ver­
tragsstaates, trifft das Nachlaßorgan auf Antrag oder von 
Amts wegen in Übereinstimmung fnit den Gesetzen seines 
Staates geeignete Maßnahmen zur Sicherung und Verwal­
tung des Nachlasses.

(2) Das Nachlaßorgan unterrichtet die diplomatische oder 
konsularische Vertretung des anderen Vertragsstaates un­
verzüglich von den getroffenen Maßnahmen.

Artikel 38 

Erbrecht des Staates

Soweit nach den Gesetzen der Vertragsstaaten der Staat 
Erbe ist, fällt der bewegliche Nachlaß dem Vertragsstaat zu, 
dessen Staatsbürger der Erblasser zum Zeitpunkt seines To­
des war und der unbewegliche Nachlaß dem Vertragsstaat, 
auf dessen Territorium er sich befindet.

Artikel 39 

Übergabe des Nachlasses

(1) Fällt der bewegliche Nachlaß oder der aus dem Ver­
kauf von beweglichem oder unbeweglichem Nachlaß erzielte 
Erlös nach Durchführung eines Nachlaßverfahrens an Erben 
mit Wohnsitz oder Aufenthalt auf dem Territorium des an­
deren Vertragsstaates und kann diesen oder ihren Bevoll­
mächtigten der Nachlaß oder sein Erlös nicht direkt überge­
ben werden, erfolgt die Aushändigung an die diplomatische 
oder konsularische Vertretung dieses Vertragsstaates.

(2) Nach Absatz 1 wird verfahren, wenn

1. alle mit der Erbschaft verbundenen Abgaben und Ge­
bühren bezahlt oder ihre Bezahlung sichergestellt sind;

2. das zuständige Organ die notwendige Genehmigung zur 
Ausfuhr der Nachlaßgegenstände oder für die Überwei­
sung von Geldbeträgen erteilt hat.

A b s c h n i t t  5 

Beachtung der Rechtshängigkeit

Artikel 40

Wird bei den Gerichten beider Vertragsstaaten zwischen 
denselben Beteiligten wegen derselben Sache ein Verfahren 
eingeleitet, so hat sich das Gericht, bei dem das Verfahren 
später eingeleitet wurde, für unzuständig zu erklären.

T e i l  V

Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen
Entscheidungen, die der Anerkennung und Vollstreckung

unterliegen

Artikel 41

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen und vollstrecken unter 
den in diesem Vertrag festgelegten Voraussetzungen auf ih­
rem Territorium folgende Entscheidungen, die auf dem Ter­
ritorium des anderen Vertragsstaates ergangen sind:

1. Entscheidungen in Zivil-, Familien- und Arbeitsrechts­
sachen und gerichtliche Einigungen in solchen Sachen 
über vermögensrechtliche Ansprüche;

2. Urteile in Strafsachen über Schadenersatzansprüche.

(2) Gerichtsentscheidungen im Sinne des Absatzes 1 sind 
auch Entscheidungen in Nachlaßsachen, die von den Organen 
eines Vertragsstaates erlassen worden sind, die nach den Ge­
setzen ihres Staates für die Regelung in Nachlaßsachen zu­
ständig sind.

Artikel 42

Die im Artikel 41 genannten Gerichtsentscheidungen wer­
den anerkannt und vollstreckt, wenn sie nach Inkrafttreten 
dieses Vertrages rechtskräftig und vollstreckbar geworden 
sind.

Artikel 43

Voraussetzungen für die Anerkennung und 
Vollstreckung von Entscheidungen

Entscheidungen nach Artikel 41 werden unter folgenden 
Voraussetzungen anerkannt und vollstreckt:
1. wenn die Entscheidung nach den Gesetzen des Vertrags­

staates, auf dessen Territorium sie ergangen ist, rechts­
kräftig und vollstreckbar ist;

2. wenn das Gericht des Vertragsstaates, auf dessen Terri­
torium die Entscheidung ergangen ist, in dem Verfahren 
nach den Gesetzen des Vertragsstaates, auf dessen Terri­
torium die Anerkennung oder Vollstreckung begehrt 
wird, oder nach diesem Vertrag zuständig war;

3. wenn die unterlegene Prozeßpartei, die am Verfahren 
nicht teilgenommen hat, nach den Gesetzen des Vertrags­
staates, auf dessen Territorium die Entscheidung ergan­
gen ist, ordnungsgemäß und rechtzeitig geladen war und 
im Falle ihrer Prozeßunfähigkeit ordnungsgemäß ver­
treten werden konnte;

4. wenn in dem gleichen Rechtsstreit zwischen den gleichen 
Prozeßparteien auf dem Territorium des Vertragsstaa­
tes, auf welchem die Entscheidung anzuerkennen oder 
zu vollstrecken ist, nicht bereits früher von einem Ge­
richt eine rechtskräftige Entscheidung ergangen ist.


